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SIX FEET UNDER – LEBENDIG BEGRABEN
Dringliche Interpellation Fraktion GB/JA! (Cristina Anliker-Mansour, GB/Rahel 
Ruch, JA!): Ungenügende Versorgung von Kindern in der Notunterkunft Hochfeld
Intervention der PdA Bern an der Stadtratssitzung vom 16.8.12

Das Beispiel der beschämenden Unterbringung und Behandlung von Asylsuchenden in der 
„Notunterkunft“ Hochfeld zeigt einmal mehr in aller Deutlichkeit: Ohne öffentlichen Druck geht 
gar nichts! Ohne diesen Druck wüssten die direkt Betroffenen und wir jetzt nicht einmal, dass 
„für den Gemeinderat diese Unterbringungsform ebenfalls nicht befriedigend“ ist. Auch wenn 
sich damit niemand was kaufen kann: Es wäre immerhin mal eine Ausgangsbasis für eine Dis-
kussion.

Das ist es aber von Seiten des Gemeinderats dann auch schon gewesen! Denn: Angesichts der 
anhaltend hohen Zahl von Asylgesuchenden (...) ist es unumgänglich, auf solche Anlagen als 
Notlösung zu-rückzugreifen.“ So wird dann auf subtile Art die Wahrnehmung gesteuert, wo das 
eigentliche Problem anzusiedeln ist. So werden wir darauf vorbereitet, dass die menschenver-
achtende Behandlung von Asylsuchenden grundsätzlich nicht zur Diskussion steht.

In diesen Zusammenhang passt dann auch ganz gut die Art und Weise, wie sich der Ge-
meinderat in Bezug auf die „Dienste“ der ORS Service AG aus der Verantwortung zieht: 
„Der Leistungsvertrag liegt der Stadt nicht vor - das ist auch nicht vorgesehen, da sie nicht 
Vertragspartei ist, sondern lediglich die Anlage zur Nutzung durch den Kanton bzw. dessen 
Leistungsvertragspartnerin zur Verfügung stellt.“ Das erinnert mich fatal an die Ausreden von 
Unternehmen, welche über die Machenschaften von Subkontrakt-Firmen selbstverständlich 
nie und nimmer informiert sind. Solange es sich bei den betroffenen Personen in beiden Fällen 
um politisch Rechtlose handelt, hat eine solche Form der Verantwortungslosigkeit in der Regel 
auch keine Folgen.

Die Partei der Arbeit verlangt vom Gemeinderat, dass er diese Verletzung der Menschenwürde 
auf dem Gebiet der Gemeinde als Herausforderung an die eigene Adresse annimmt und den 
Kopf nicht in den Sand steckt, wenn private Profite auf dem Buckel von wehrlosen Menschen 
gemacht werden. Solidarität ist kein Fähnchen für Feierstunden. Solidarität verpflichtet – gera-
de wenn Lösungen nicht auf billige Tour zu haben sind. Demokratie ist unteilbar – wer hier ist, 
gehört zu uns!

Rolf Zbinden, Partei der Arbeit Bern, 16. August 2012


